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. Geſetz-Sammlung 5 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— NI. 25. 


(Nr. 6583.) Geſetz, betreffend die den gemeinnützigen Aktien⸗Baugeſellſchaften bewilligte 
Sportel⸗ und Stempelfreiheit. Vom 2. März 1867. d f 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, für den Umfang der 
Monarchie, einſchließlich des Jadegebiets, was folgt: 
ee ee 
Gemeinnützigen Ane e wird hierdurch die Sportel- und 
Stempelfreiheit in dem Umfange bewilligt, wie dieſelbe den öffentlichen Armen⸗ 
anſtalten zuſteht. 9 2 


Unter gemeinnützigen Aktien⸗Baugeſellſchaften ſind ſolche Aktiengeſellſchaften 
zu verſtehen, 11 durch Statut beſtimmter Zweck ausſchließlich darauf gerichtet 


iſt, unbemittelten Familien geſunde und zweckmäßig eingerichtete Wohnungen in 


eigens erbauten oder angekauften Häuſern zu billigen Preiſen zu verſchaffen und 
deren Statut die an die Geſellſchafter zu vertheilende Dividende auf Realfder 
fünf Prozent ihrer Antheile beſchränkt, auch den Geſellſchaftern für den Fall der 
Auflöſung der Geſellſchaft nicht mehr als den Nominalwerth ihrer Antheile 
zuſichert, den etwaigen Reſt des Geſellſchaftsvermögens aber für gemeinnützige 
Zwecke beſtimmt. 2 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 2. März 1867. 


(I. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 
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. Ausgegeben zu Berlin den 3. April 1867. 


ee 
(Nr. 6584.) Geſetz, betreffend das Preußiſche Medizinalgewicht. Vom 16. März 1867. u 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 
verordnen für den Umfang Unſerer Monarchie, einſchließlich des Jadegebiets, unter 
Zuſtimmung beider Häuser des Landtages, was folgt: 

Das Pfund, wie ſolches durch den $. 1. des Geſetzes vom 17. Mai 
1856. (Gefeß-Samml. von 1856. S. 545.), beziehun a F. 1. des Geſetzes 
vom 26. März 1860. (Geſetz-Samml. von 1860. ©. 113.) als Einheit des 
Preußiſchen Gewichts feſtgeſtellt iſt, ſoll auch als Medizinalgewicht zur Anwen⸗ 
dung kommen. 5 

Dieſes Pfund iſt hiernach gleich Einem Pfunde und 5,/104579 Unzen 
(1 Pfund 5 Unzen 2 Skrupel 10% Grab) des bisherigen Medizinalgewichts. 


H. 2. 

Das Pfund wird als Medizinalgewicht in fünfhundert Theile getheilt mit 
dezimaler Unterabtheilung. 
f Der fünfhundertſte Theil des Pfundes erhält den Namen 7, Gramm “. 

Die dezimalen Unterabtheilungen des Gramm werden, der ee 
Abſtufung ſeines zehnten, hundertſten und nn Theils entſprechend, mit 
den Namen „Dezigramm“, „Centigramm“ un „Milligramm“ bezeichnet. 

$. 3. f g 

Die vorſtehenden Beſtimmungen treten mit dem 1. Januar 1868. in Kraft. 

Von dieſem Zeitpunkte ab dürfen andere als dieſem Geſetz entſprechende 
Gewichte in den Apotheken nicht angewendet werden. 
Die in den Geſetzen gegen die Benutzun unrichtiger, zum Wiegen be⸗ 
ſtimmter Werkzeuge und gegen den Beſitz anne eee Gewichte angedrohten 
Strafen treten auch in dem Falle ein, wenn nach dem genannten Zeitpunkt in 
den Apotheken dem gegenwärtigen Geſetz nicht entſprechende, wenngleich mit dem 
Stempel einer Eichungsbehörde verſehene Gewichte benutzt oder oral werden. 


$. 4. 

Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten und der 
Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und Medizinalangelegenheiten werden mit 
der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 

ichen Juf unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſtegel. 5 

Gegeben Berlin, den 16. März 1867. 


(U. S.) Wilhelm. 


Gr. v. 3 Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 
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(Fr. 6585.) Verordnung über die vertragsmäßigen Zinſen in den neu erworbenen Landes. 
ö theilen. Vom 18. März 1867. Fe | 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Koͤnig von Preußen de. 


verordnen für das Gebiet des ehemaligen Königreichs Hannover, des Kurfürſten⸗ 
thums Heſſen, des ehemaligen Herzogthums Naſſau, der Herzogthümer Schleswig 
und Holſtein, und für die durch das Geſetz vom 24. Dezember 1866. mit der 
Preußiſchen Monarchie vereinigten bisher Bayeriſchen und Großherzoglich Heſſiſchen 
Gebietstheile, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


SE 

Die beſtehenden Beſchränkungen des vertragsmäßigen Zinsſatzes und der 
Höhe der Konventionalſtrafen, welche ſtatt der Innſen für den Fall der zur 
beſtimmten Zeit nicht erfolgenden Rückzahlung eines Darlehns bedungen werden, 
ſind für Darlehne, zu deren Sicherheit nicht unbewegliches Eigenthum verpfändet 
wird, aufgehoben. . 

Dergleichen Darlehne kann der Schuldner, auch wenn ein ſpäterer Zahlungs⸗ 
termin verabredet iſt, jederzeit kündigen und nach Ablauf einer dreimonatlichen 
Friſt zurückzahlen, ſofern der Zinsſatz oder die Konventionalſtrafe ſechs Prozent 
überſteigt. 

H. 2. 


Wird die Zahlung eines ſolchen Kapitals (F. 1.) verzögert, fo bleibt, 
wenn ein höherer als der für Zögerungszinſen beſtehende Zinsſatz bedungen war, 
dieſer höhere Zinsſatz auch für die Zögerungszinſen maaßgebend. 


F. 3. 

Die privatrechtlichen Beſtimmungen in Anſehung der Zinſen von Zinſen 
und die für die gewerblichen Pfandleihanſtalten gegebenen Vorſchriften werden 
durch dieſes Geſetz nicht geändert. | 

F. 4. 

Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündigung in Wirkſamkeit. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſtegel. e, 

Gegeben Berlin, den 18. März 1867. , 


(L. S.) Wilhelm. „ 
Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 0 


Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 
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(Nr. 6586.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obligationen 
des Kreiſes Namslau im Betrage von 150,000 Thalern. Vom 18. Fe⸗ 
bruar 1867. N 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. 


Nachdem die Kreisſtände des Kreiſes Namslau, Regierungsbezirks Breslau, 
auf den Kreistagen am 12. Dezember 1865. und 28. Juli 1866. beſchloſſen 
haben, die Get Zeichnung von Stammaktien der Rechte⸗Oder⸗AUfer⸗Eiſenbahngeſell⸗ 
Wa im Betrage von 150,000 Thalern erforderlichen Geldmittel im Wege einer 

nleihe zu beschaffen; wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreisſtände: 
de dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene, Seitens 
er Gläubiger unkündbare Obligationen ausſtellen zu dürfen, in Gemäßheit des 
Si des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Austellung von Obligationen im 

etrage von 150,000 Thalern, welche in folgenden Apoints: a 


37,000 Thaler zu 1000 Thaler, 
3 00 e 


22000 100 
HA 
i JJV 
2 nach dem anliegenden Schema a een „mit Hülfe einer Kreisſteuer mit 
. . ünf Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmenden 
8 olgeordnung vom Jahre 1868. ab mit wenigſtens jährlich Einem Prozent des 


Kapitals und dem Betrage der erſparten Zinſen der ausgelooſten Obligationen 
zu tilgen ſind, durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landesherrliche Genehmi⸗ 
gung mit der chice Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber dieſer Obli⸗ 
gationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des Eigen⸗ 
thums nachweiſen zu dürfen, geltend zu machen befugt iſt. 

Das vorſtehende Privilegium, welches Wir e der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewährleiſtung Seitens des Staats nicht übernommen wird, iſt durch die Ge— 
ſetz Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. i 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. i 
Gegeben Berlin, den 18. Februar 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg, 


Pro⸗ 
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Provinz Schleſien, Regierungsbezirk Breslau. 


„%%% oN 


des Nams lauer Kreiſes 


Auf Gude ]?ĩ?èx7 landesherrlich beſtätigten Kreistags⸗ 
beſchlüſſe vom 12. Dezember 1865. und 28. Juli 1866. 1 Aufnahme einer 
Schuld von 150,000 Thalern bekennt ſich die kreisſtändiſche Eiſenbahnkommiſſton 
des Kreiſes Namslau durch dieſe, für jeden Inhaber gültige, Seitens des Gläu⸗ 


bigers unkündbare Verſchreibung zu einer Darlehnsſchuld von Thalern 


Preußiſch Kurant, welcher Betrag an den Kreis baar gezahlt worden und mit 
fünf Prozent jährlich zu verzinſen iſt. 

Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 150,000 „Thalern geſchieht vom 
Jahre 1868. ab allmälig aus einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds 
von wenigſtens Einem Prozent des ganzen Kapitals jährlich, unter Zuwachs der 
Zinſen von den getilgten Schuldraten. 

Die Folgeordnung der Einlöſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1868. ab in dem 
DEDHRIE jeden Jahres. Der Kreis behält ſich jedoch das Recht vor, 
den Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu verſtärken, 9 ſämmtliche 
noch umlaufende Schuldverſchreibungen zu kündigen. Die ausgelooſten, ſowie die 

ekündigten Schuldverſchreibungen werden unter Mee ihrer Buchſtaben, 
Nummern und Beträge, ſowie des Termins, an welchem die Rückzahlung er⸗ 
folgen ſoll, öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt ſechs, drei, 
a und Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Amtsblatte der König: 
ichen Regierung zu Breslau, ſowie in einer zu Breslau erſcheinenden Zeitung. 

Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital N entrichten iſt, wird es 
in halbjährlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli jeden Jahres, von heute 
an gerechnet, mit fünf Prozent jährlich in gleicher Münzſorte mit jenem verzinſet. 
1 Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rück⸗ 

| 1 85 der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 

ei der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Namslau, und zwar auch in der nach dem Ein⸗ 

tritt des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. f 
Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präſentirten Schuldverſchreibung 

(Nr, 6586.) ſind 


find auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Fälligkeitstermine zurückzu⸗ 
liefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale abgezogen. 

Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem 
Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren nach 
Ablauf des Jahres der Fälligkeit nicht erhobenen Zinſen, verjähren zu Gunſten 
des Kreiſes. a y 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung Theil I. 
Titel 51. 8 120. sequ. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Namslau. 

Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von? inskupons vor Ablauf der vierjährigen Ver⸗ 
jährungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz der 
Zinskupons durch 1 der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaubhafter 
Weiſe darthut, nach Ablauf der Verſihrungsſriſt der Betrag der angemeldeten 
und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung ausgezahlt werden. 

Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind . halbjährige Zinskupons bis zum 
Schluſſe des Jahres ausgegeben. Für die weitere Zeit werden Zinskupons 
auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗Kom⸗ 
munalkaſſe zu Namslau gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie bei⸗ 
gedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushändigung der 
neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren 
Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. = 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der Kreis 
mit ſeinem Vermögen. a 

0 le zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 
ertheilt. i 


Nalnslau den R 18. 


Die kreisſtändiſche Eiſenbahn⸗Kommiſſion des Kreiſes Namslau, 


Pro- 


en 


Provinz Schlefien, Regierungsbezirk Breslau. 


288 
an: ins 
8 1 6 Zins⸗Kupon 
8 ee Serie 
= 8 d zu der 
85 Kreis⸗Obligation des Kreiſes Namslau 
8 Littr. 8. über ..... Thaler zu fünf Prozent Zinſen 
e über Shale Silbergroſchen. 
8 08 5 ze Inhaber dieſes ee empfängt gegen 7 Rückgabe 
in der Zeit von eh ene eee, 18. EDRN dom en 
e bien zer. zur) und ſpäterhin die Zinſen bin vorbenannten 
n Kreis⸗Obligation für das Sale öom . n biss 
s mit (in Buchſtaben ) . halern . . Silbergroſchen bei der Kreis⸗ 
G Kommunalkaſſe in Namslau. 

8 Namslau, den en.. 12 85 

2 


Die kreisſtaͤndiſche Eiſenbahn⸗Kommiſſion des Kreiſes Nonmslal. 


Provinz Schleſien, Regierungsbezirk Breslau. 


Talon 


zur 


Kreis-Obligation des Kreiſes Namslau. 


Der 1 dieſes Talons empfängt gegen deſſen Nürtgabe zu der Obli⸗ 
gation des Kreiſes Namslau Littr. ..... M...... AF Thaler zu 
DE Prozent Zinſen die k Serie 1 für die fünf Jahre 18.. bis 
18. . bei der Kreis⸗ „Kommunalkaſſe zu Namslau, ſofern nicht von dem als 
1 6 5 1 Inhaber der Obligation rechtzeitig dagegen Widerſpruch 
erhoben i 

Namslau, den tn ...... .. 1875 


x Die 5 Eiſenbahn⸗Kommiſſion des Kreises Namslau. 


(Nr. 65866587) 5 (Ir. 6587) 


(Nr. 6587.) 


Allerhöchſter Erlaß vom 25. Februar 1867., betreffend die Abänderung des 


F. 4. des Regulativs vom 11. Mai 1849. wegen Abſchätzung des durch 
die Schleſiſche Landſchaft zu beleihenden, nicht inkorporirten Grund⸗ 


eigenthums. 


Auf den Bericht vom 9. Februar d. I. genehmige Ich, daß 


1) der $. 4, des unterm 11. Mai 1849. bien d von 1849. 


S. 183.) genehmigten Regulativs über die 


eleihung des nach dem 


Schleſiſchen Landſchafts- Reglement vom 9. Juli 1770. von dem land⸗ 
ſchaftlichen Kreditverbande Hang la enen ländlichen Grundeigenthums 
e 


und das darin erwähnte, dem 
gehoben wird, und daß 


glement beigefügte Taxregulativ auf⸗ 


2) an Stelle des §. 4. De Beſtimmung nach dem Beſchluſſe des 


11. Generallandtages der Schleſiſchen Landichaft: 


„Wenn der Darlehnsſucher die landſchaftliche Abſchätzung 
beantragt, ſo wird der Werth des Grundſtücks durch örtliche Wür⸗ 
digung nach denſelben landwirthſchaftlich⸗ techniſchen Grundſätzen 
und Vorſchriften geſucht, welche zur Zeit für die Abſchätzung des 
der Landſchaft inkorporirten Grundeigenthums vorgeſchrieben find. 
Die aus der Natur der Sache fich ergebenden Abweichungen hin⸗ 
ſichtlich des Verfahrens ſind durch von dem Engeren Ausſchuſſe zu 


Sen Inſtruktionen vorzuzeichnen. Die Ausführung der 


chätzung wird nach dem Ermeſſen der Landſchaftsdirektion einem 


oder zwei 1 oder bei größeren Grundſtücken einer aus 


einem Landesälte 


en, einem Kreistaxator und dem Landſchafts⸗ 


Syndikus zu bildenden Kommiſſion übertragen. Die Zuordnung 
des Syndikus, ſowie eines Subalternbeamten, ſteht bei jeder Taxe 


in der Befugniß der Landſchaftsdirektion.“ b 
zu treten hat. 


Dieſer Erlaß iſt durch die GeſetzSammlung zu veröffentlichen. 
Berlin, den 25. Februar 1867. 5 
ä Wilhelm. 


Gr. zur Lippe. Gr. zu Eulenburg. 


An den Juſtizminiſter und den Miniſter des Innern. 


Redigirt im Büreau des Staats ⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). i 


